
Dumpinglöhne, Arbeitszeiten ohne En-

de und weitere Arbeitsplatzvernich-

tung sind programmiert, wenn das

Bündnis aus FDP und Wirtschaftsflü-

gel der Union an die Hebel der Macht

kommt. Bisher sichern Tarifverträge die

soziale Existenz von mehr als 25 Milli-

onen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmern und ihren Familien. Grund-

lage ist die von der Verfassung ge-

schützte Tarifautonomie. Sie gibt den

Gewerkschaften das Recht, Löhne, Ar-

beitszeiten und andere Arbeitsbedin-

gungen wie Urlaubsdauer und Weih-

nachtsgeld auszuhandeln – notfalls un-

ter Streikdruck. CDU/CSU und FDP wol-

len das Tarifrecht durchlöchern. Wenn

sie sich damit durchsetzen, bleibt in

den Betrieben kein Stein mehr auf dem

anderen. 

„Selbstbestimmung der Arbeitneh-

mer“ nennt dies die FDP. Bei CDU und

CSU heißt es im „Regierungsprogramm“:

„Wir sichern betriebliche Beschäfti-

gungsbündnisse rechtlich ab“, um Ar-

beitsplätze und Beschäftigung zu för-

dern. Klingt gut. In Wirklichkeit geht

es Westerwelle, Merkel & Co. jedoch

darum, die ungeliebten Gewerkschaf-

ten aus den Betrieben zu vertreiben.

Die Beschäftigten und ihre betriebli-

che Interessenvertretung sollen alles

allein regeln. Aber die Betriebsräte sind

per Gesetz auch auf das „Wohl des

Betriebs“ verpflichtet. Sie dürfen kei-

nen Druck ausüben, etwa durch den

Aufruf zu Arbeitsniederlegungen. Als

Arbeitnehmervertretung bei Verhand-

lungen über Löhne und Arbeitsbedin-

gungen ohne Streikrecht dazustehen,

bedeutet dann nur noch „kollektives

Betteln“, wie das Bundesarbeitsgericht

höchstrichterlich festgestellt hat. 

Betriebratsarbeit ist schon
schwer genug

Deshalb halten die meisten Betriebs-

räte überhaupt nichts von diesen „be-

trieblichen Bündnissen“. Sie wollen

eben nicht um die Löhne und sonsti-

gen Arbeitsbedingungen betteln müs-

sen und lehnen daher solcherart „Selbst-

bestimmung“ dankend ab. Sie wissen

genau, unter welchen Erpressungs-

druck sie ohne die Gewerkschaften ge-

raten würden. Schon bei der zur Zeit

geltenden Rechtslage haben sie es

schwer genug, die Einhaltung gelten-

der Tarifverträge in ihren Betrieben

durchzusetzen. S E I T E N 2+3

Jede und Jeder hat am 18. September die Chance, über unsere Zukunft zu ent-
scheiden: Ob es nun um die Mehrwertsteuer geht oder um die Besteuerung
von Feiertags-, Schicht- und Nachtzuschlägen, den Kündigungsschutz oder die
Mitbestimmung – immer stellt sich die Frage, wie wir künftig arbei-
ten und leben werden.
Entschieden wird, wie viel Verantwortung den Reichen und Besserverdienenden
für die Aufgaben in unserer Gesellschaft und die Finanzierung der sozialen 
Sicherung abverlangt wird. Entschieden wird über das soziale Klima in
diesem Land. Entschieden wird auch, ob wir eine bunte Gesellschaft mit
Chancen und Mitspracherechten für alle wollen.
Es liegt in unserer Hand, in der Hand vieler Millionen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, Erwerbsloser, Rentnerinnen und Rentner, diese Entscheidung zu
treffen. Es macht einen Unterschied, ob sie wählen gehen oder anderen die
Entscheidung überlassen, wer nach der Wahl die Richtung bestimmt. 
Wählen gehen lohnt sich! Also: Wählen gehen!

F R A N K  B S I R S K E ver.di-Vorsitzender (FOTO: BONESS)

Wählen gehen!
Der männliche Hauptverdiener ist in

Deutschland immer noch die Regel. 82

Prozent der Väter arbeiten Vollzeit.

Doch nur jede zweite Mutter in Ost-

deutschland und jede fünfte im West-

en arbeitet ganztags. Denn wo die

Betreuung fehlt, muss einer die Kin-

der hüten und der andere die Kohle

ranschaffen. Partnerschaftliche Teilzeit-

arbeit lässt sich nur selten einrichten.

Viele Paare verzichten – auch deshalb

– gleich auf Nachwuchs.

Deutschland hat damit eine der nied-

rigsten Geburtenraten innerhalb der

EU. 41 Prozent der Akademikerinnen

bleiben kinderlos. Der Grund: Die Ver-

hältnisse hierzulande sind kinder- und

elternfeindlich. Dabei gibt die Regie-

rung genauso viel Geld zur Unterstüt-

zung von Eltern aus wie beispielsweise

die schwedische. Aber mit wenig Erfolg.

60 Prozent des Geldes geht in die Fa-

milien, beispielsweise als Kindergeld.

40 Prozent wird in Schule und Betreu-

ung investiert. In Schweden liegt das

Verhältnis bei 28 zu 72 Prozent – und

die Geburtenrate ist deutlich höher.

Vage Absichtserklärungen

Umdenken ist angesagt. Sind Familie

und Beruf besser zu vereinbaren, steigt

die Geburtenrate, sagt der Wirt-

schaftsweise Bert Rürup. Mit positiven

Folgen für die wirtschaftliche Entwick-

lung. Bessere Kinderbetreuung lässt

das Bruttosozialprodukt um 1,3 Pro-

zent jährlich steigen, hat das prognos-

Institut ausgerechnet.

Keine große Partei stellt das Ehe-

gattensplitting in Frage, das die Al-

leinverdiener-Ehe fördert. Und höhe-

re Steuerfreibeträge, wie die CDU sie

fordert, treiben die Frauen eher wie-

der zurück an den Herd. Da nützen auch

vage Absichtserklärungen zu besseren

Kinderbetreuung wenig. Angela Mer-

kels Finanzexperte Paul Kirchhof gar

scheint sich das Frauen- und Familien-

bild der 50er Jahre des letzten Jahr-

hunderts zurückzuwünschen. Zitat

Kirchhof: „Die Mutter macht in ihrer

Familie Karriere, die nicht Macht son-

dern Freundschaft verheißt, nicht Geld,

sondern Glück bringt.“

Deutschland hat zu

wenig Kinder. Dabei

beweist das Beispiel

Schweden: Mehr

Betreuungsplätze

für Kinder steigern die

Geburtenrate. Denn

viele Mütter wollen

nicht nur in der 

Küche stehen
Zurück an den Herd FOTO: DAS FOTOARCHIV

F A M I L I E N P O L I T I K

Bürgerversicherung oder

Kopfpauschale? Die

Wahl im September ent-

scheidet auch über die

künftige Finanzierung

der klammen Pflegever-

sicherung. Die Union

will eine Versicherung,

in die alle gleich viel ein-

zahlen, egal ob arm

oder reich. ver.di dage-

gen streitet für ein Mo-

dell, das die Besserver-

dienenden stärker belas-

tet. Zumal Leistungskür-

zungen bei der Kopf-

pauschale nur eine Frage

der Zeit sind. S E I T E 4

Pflegliche Versicherung

Umverteilen von unten

nach oben – das war

die Steuerpolitik der

letzten 25 Jahre. Der

Anteil der Gewinn- und

Vermögensteuer am

Steueraufkommen ist in

dieser Zeit von 29 auf

14 Prozent gesunken.

Doch damit nicht ge-

nug. Die SPD will im

Falle eines Wahlsieges

die Körperschaftsteuer

nochmals um sechs

Punkte auf 19 Prozent

senken. Union und FDP

wollen Spitzenverdiener

noch mehr entlasten.

ver.di hat was dagegen:

das Konzept Steuerge-

rechtigkeit. S E I T E 3

Jetzt aber umsteuern!

„Angela Merkels Ankün-

digung, die Strompreise

im Fall eines Wahlsieges

drastisch zu senken, ist

ein falsches Verspre-

chen“, sagt Erhard Ott,

Mitglied des ver.di-Bun-

desvorstands. Damit

werde Wählerinnen und

Wählern Sand in die Au-

gen gestreut, denn die

Rohstoffpreise, insbe-

sondere für Gas und

Erdöl, steigen weiter.

Auch die geplante Erhö-

hung der Mehrwertsteu-

er wird die Energiekos-

ten anheben. S E I T E 4

Strompreise sinken nicht

V E R . D I  V E R E I N T E  D I E N S T L E I S T U N G S G E W E R K S C H A F T
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Merkel, Westerwelle

und Co. wollen die

Gewerkschaften aus

den Betrieben

raushalten – doch

wer streitet dann für

Arbeitsbedingungen

und Löhne?

Das kann man 

in die
Pfanne
hauen!

Wir wollen
nicht 
betteln
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TARIFVERLAUF NOCH

NICHT FESTGELEGT

Wenn es um Bildung geht, scheut keine

Partei große Worte. Alle beteuern, dass

es hier Verbesserungen geben muss und

wird – wenn die Wähler sie nur lassen.

Auch die Forderung nach „Chancen-

gleichheit“ findet sich inzwischen in sämt-

lichen Parteiprogrammen; schließlich be-

legt die Pisa-Studie, dass Kinder aus we-

nig gebildeten Elternhäusern in Deutsch-

land extrem benachteiligt sind.

Doch wenn es konkret wird, sind die

Vorstellungen sehr unterschiedlich. Union

und FDP sehen Erziehung und Bildung als

Privatsache – Rot-Grün dagegen versucht

die Familien durch bessere Betreuungs-

strukturen zu entlasten.

Die CDU will Mütter und Väter durch

eine Erhöhung des Kindergeldes „ermu-

tigen“, sich stärker der Bildung ihrer Klein-

kinder zuzuwenden. Auch verspricht sie,

die Länder würden die Kinderbetreu-

ung stärker ausbauen – passiert ist bis-

lang jedoch nichts. Bayern ist in diesem

Punkt Schlusslicht in Deutschland. In

der Schule will die Union dann gezielt

Hochbegabte fördern. An den Univer-

sitäten führen CDU-regierte Länder be-

reits Studiengebühren ein – dabei sind

dort ohnehin schon kaum Arbeiterkinder

zu finden. Bei der FDP steht Leistung im

Zentrum: Sprachtest mit 4, Schule ab 5

und Abitur nach der 12. Klasse. Zudem

sollen die Hochschulen nach Wunsch der

Liberalen Studiengebühren kassieren, um

ihr Lehrangebot zu verbessern. Nicht

Chancengleichheit, sondern stärkere so-

ziale Auslese wird mit den schwarzen und

gelben Konzepten erreicht.

SPD, Grüne und Linkspartei setzen da-

gegen auf eine Verbesserung der öf-

fentlichen Angebote. Sie lehnen Stu-

diengebühren ab und wollen kleine Kin-

der gezielt fördern. Die SPD plant die Ein-

richtung von 230 000 zusätzlichen Kita-

Plätzen bis 2010, die Grünen wollen das

letzte Jahr vorm Schuleintritt gratis anbie-

ten. Die Linkspartei fordert eine kosten-

lose Ganztagsbetreuung für alle Kinder.

Ohne Gleichen
Chancengleichheit versprechen alle Parteien, wenn es

um die Bildung geht. Rot-Grün setzt dabei auf bessere

Betreuung, Schwarz-Gelb sieht Bildung als Privatsache

B I L D U N G

Bildung ist keine Privatsache FOTO: HARTMUT SCHWARZBACH
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Jetzt hat sie den Schleier gelüftet:

Angela Merkel hat ihr „Kompetenz-

team“ vorgestellt. Aus Frauensicht

ist es eine böse Überraschung, nur

drei Frauen hat Merkel für ihr Schat-

tenkabinett nominiert. Annette

Schavan, Bildungsministerin aus Ba-

den-Württemberg, und Ursula von

der Leyen, niedersächsische Minis-

terin für Soziales, Frauen, Familie

und Gesundheit, sollen sich um die-

se Themen auf Bundesebene küm-

mern. Hinzu kommt Gerda Hassel-

feld für Landeswirtschaft und Ver-

braucherschutz – das war’s mit weib-

licher Kompetenz im Team. 

Ergänzt wird die Runde um sechs

Männer. Die dürfen sich um die „har-

ten“ Themen kümmern: Wirtschaft,

Arbeit, Finanzen, Außen- und Innen-

politik – auch unter einer Kanzle-

rin Merkel wird sich an dieser tradi-

tionellen Aufteilung nichts ändern.

Immerhin gibt es im Moment sechs

Frauen in Gerhard Schröders Kabi-

nett – so viele wie nie zuvor. Doch

wer hofft, dass eine Kanzlerkandi-

datin frauenpolitische Impulse

bringt, der hat sich getäuscht. Im

„Regierungsprogramm“ der Uni-

onsparteien tauchen Frauen nur auf,

wenn es um Familie oder Pflege

geht. 

Auch das Thema Umwelt spielt

bei Merkels Wunschregierung kei-

ne große Rolle. Gerda Hasselfeldt

bekommt dieses wichtige Thema als

Anhängsel – aber selbst ihre Kolle-

gen aus der CSU beklagen, dass das

Thema nicht kompetent besetzt sei.

Es ist umso erstaunlicher, dass An-

gela Merkel diese Themen so ver-

nachlässigt, war sie doch unter Bun-

deskanzler Helmut Kohl (CDU) so-

wohl Ministerin für Umwelt (1994

bis 1998) als auch für Frauen und

Gleichstellung (1991 bis 1994). 

Wer wissen will, wer im eigenen

Wahlkreis kandidiert, ist auf der Ho-

mepage www.kandidaten-
watch.de gut aufgehoben. Per

Postleitzahl kann man die Kandi-

dierenden aufrufen und sie per E-

Mail fragen, was sie von weiblicher

Kompetenz halten oder wo es ih-

nen auf das Soziale ankommt.

Drei im Schatten
Nur drei Frauen beruft Angela Merkel in ihr

Kompetenzteam – für die „weichen“ Themen

ist die ver.di-Adresse im digitalen

Bundestagswahlkampf. Neben

den harten Fakten, wie dem „Aufreger des Tages“ und der Ausein-

andersetzung mit den Wahlversprechen der Parteien, gibt es Kommen-

tare, Umfragen und jede Woche das Quiz „Wer hat den Durchblick?“

Außerdem sucht ver.di Korrespondenten, die aus Wahlveranstaltungen

berichten, und interessante Bilder aus dem Straßenwahlkampf. 

Bilder und Texte bitte an internetredaktion@verdi.de

Union und FDP wollen die
Pendlerpauschale kürzen, soll-

ten sie die Wahl gewinnen. Bislang

können die 35 Millionen deutschen

Berufspendler für jeden Kilometer,

den sie zur Arbeit zurücklegen, 30

Cent bei der Steuererklärung abset-

zen. Die Union will die Pauschale

auf 25 Cent kürzen und auf 50 

Kilometer begrenzen. Die Liberalen

wollen sie ganz streichen. Damit

trifft die Kanzlerkandidatin von

CDU/CSU, die in Brandenburg auf-

gewachsene Angela Merkel, ausge-

rechnet die Wähler im struktur-

schwachen Ostdeutschland. Dort

sind hundert Kilometer Anfahrts-

weg am Tag keine Seltenheit. 

Alle Räder stehen still…

www.wahl2005.verdi.de

Hartz IV bekämpft nicht die
Arbeitslosigkeit, sondern die
Arbeitslosen – bei dieser Kritik an

Rot-Grün bleibt es für ver.di. 

Die Kritik im Einzelnen:

pDas Arbeitslosengeld II reicht in

vielen Fällen kaum zum Leben. 

pBei Rücklagen für die Altersvor-

sorge wird zu viel angerechnet. 

pVom Hinzuverdienst bleibt zu we-

nig übrig. De facto 10 bis 20 Pro-

zent sind zu wenig. 

pZumutbare Arbeit muss tariflich

bezahlt sein. Ein Mindestlohn 

muss her. 

pEin-Euro-Jobs müssen freiwillig

sein, den gleichen Schutz wie andere

Arbeit haben und dürfen reguläre

Beschäftigung nicht verdrängen. 

pVorruheständler (so genannte

58er) dürfen nicht schlechter ge-

stellt werden als jetzt.

F R A U E N

Merkel am Steuer, das wird teuer! Sollte die Union

die Neuwahlen gewinnen, will sie den Spitzen-

steuersatz von jetzt 42 auf 39 Prozent senken. Da-

mit wird einem Millionär soviel geschenkt, wie ein

Vollzeitbeschäftigter durchschnittlich im Jahr ver-

dient: Rund 30 000 Euro. Blechen dafür werden

die normal Beschäftigten: Krankenschwestern,

Feuerwehrmänner, Drucker. Denn die Steuerbe-

freiungen auf Nacht- und Sonntagszuschläge wer-

den abgebaut und die Pendlerpauschale reduziert.

Merkels Mann fürs Finanzielle, Paul Kirchhof,

will den Steuersatz sogar auf 25 Prozent ein-

dampfen. Zu zahlen wäre er bereits ab einem zu

versteuernden Jahreseinkommen von 20000 Eu-

ro. Das heißt, alle tragen im gleichen Maße zum

Gemeinwesen bei – die Krankenschwester eben-

so wie der Chefarzt. Nur, wer reich ist, erfreut sich

im Vergleich zu heute an massiven Steuerer-

leichterungen: Mindestens 100 000 Euro im Jahr

lässt Kirchhof für einen Millionär springen! Ge-

recht ist was anderes.

ver.di hat zusammen mit attac und IG Metall ein

gerechtes Steuermodell entwickelt. Für jeden

Euro oberhalb eines Jahreseinkommens von 60 000

Euro soll ein Steuersatz von 47 Prozent gelten.

Niedrigere Einkommen werden dagegen entla-

stet. Ein Lediger mit einem Jahreseinkommen

von 30 000 Euro würde 1100 Euro weniger an das

Finanzamt abführen. Belastungen gibt es damit

erst ab einem Einkommen von 90000 Euro.

Zudem will ver.di die Superreichen, die hier

die Annehmlichkeiten eines noch weitgehend

intakten Staates genießen, wieder stärker in die

Pflicht nehmen. Allein die Wiedererhebung der

Vermögensteuer und die Reform der Erbschaft-

steuer bringen 20 Milliarden Euro im Jahr. Groß-

zügige Freibeträge garantieren, dass nur wirk-

lich Reiche belastet werden.

Millionen für Millionäre
Steuersätze runter – das klingt erst einmal gut. Doch: Kirchhofs

Steuerpläne machen Arme noch ärmer und Reiche noch reicher

Hart, härter, Hartz IV

„Wenn Union und FDP

die betriebliche Ebene

wirklich stärken woll-

ten, dann müssten 

sie uns Betriebsräten

auch das Streikrecht

geben. Aber das 

wollen sie nicht, und

deshalb sind sie 

unglaubwürdig.“

„Mit der Verschlechte-

rung der Arbeitsbedin-

gungen wird es von 

Betrieb zu Betrieb zu-

gehen wie im Fußball-

stadion: Wenn einer

aufsteht, um besser zu

sehen, muss sich hinter

ihm der nächste erhe-

ben – bis das ganze

Stadion steht.“

„Wir könnten nicht 

einmal innerhalb unse-

res Konzerns halbwegs

einheitliche Arbeits-

bedingungen gewähr-

leisten und würden

untereinander europa-

weit in noch schärfere

Konkurrenz getrieben.“

„Da kann eine 

betriebliche Interessen-

vertretung noch so

stark sein und eine 

Belegschaft noch so

selbstbewusst: 

Sie haben nicht die

Verhandlungsmacht

einer Gewerkschaft.

Der Arbeitgeber

braucht immer nur

nein zu sagen.“

„Ich bin überzeugt, dass betriebliche Bündnisse unter kooperativer 

Mitwirkung der Gewerkschaften
besser funktionieren. Ohne Beteiligung der Gewerkschaft wird dem einzelnen Betriebsrat

sehr schnell der Vorwurf gemacht: Du hast dich über den Tisch ziehen lassen.“

FOTOS: PRIVAT (3), VON POLENTZ, BORSTELMANN

S T E U E R P O L I T I K

Pater F R I E D H E L M
H E N G S B A C H , Sozialethiker:

„Die CDU/CSU ist

verlässlich – indem sie 

die rückständigen
Rezepte aus 
der Schublade 
der 80er Jahre 
hervorholt: weniger

Steuern für Wohlhabende,

mehr Steuern für

Krankenschwestern 

im Nacht- und

Sonntagsdienst.

Wachstum und

Arbeitsplätze kommen

dadurch nicht.“

L U D W I G  G E O R G  B R A U N , Präsident des Deutschen Industrie- und Handelskammertages  FOTO: ZUCCHI / DPA

Betrübliches
Bündnis

Es dient ja nur der Sicherung von
Arbeitsplätzen. Was FDP und
Wirtschaftsflügel der Union jedoch
so schön als „Betriebliches Bündnis“
verkaufen, ist nichts anderes als die
Auslieferung der Beschäftigten an
die Arbeitgeber-Interessen

T A R I F A U T O N O M I E

B E R N T  K A M I N , 
von Beruf Hafenfachar-
beiter, Betriebsratsvor-
sitzender des Gesamt-
hafenbetriebs Hamburg

C H R I S T I N E  B R Ä N Z E L ,
Tiefdruckretuscheurin,
stellvertretende Be-
triebsrats-Vorsitzende
beim Tiefdruckkonzern
Prinovis in Ahrensburg

„Das wird doch ein

großes Durcheinander,

wenn tausende einzel-

ner Betriebsräte die

unterschiedlichsten

wirtschaftlichen Zahlen

und Daten vorgelegt

bekommen. 

Wer kann denn da

noch vernünftige Krite-

rien festlegen?“

P E T R A  T R E L L E N -
K A M P , gelernte Werbe-
gestalterin, Betriebsrats-
vorsitzende beim real-
Markt in Duisburg

LO T H A R  H A R T M A N N ,
Industriekaufmann, 
Gesamtbetriebsrats-
Vorsitzender der 28
deutschen Standorte von
SCA Packaging, Pulheim

K L A U S  H A N S C H U R ,
gelernter Masseur und
med. Bademeister, 
Personalratsvorsitzender
des Uniklinikum-
Standorts Gießen

Neun Jahre ist es her, seit der reiche Burda-Konzern (Bun-
te, Focus) den 1150 Beschäftigten seiner Druckerei im süd-

badischen Offenburg den Verzicht auf viele tarifliche Rech-

te aufnötigte: Die wöchentliche Arbeitszeit wurde von

35 auf 39 Stunden erhöht, davon zwei Stunden unbe-

zahlt. Alle Zulagen gestrichen, Pausen nicht mehr be-

zahlt, Zuschläge für Nacht- und Sonntagsarbeit radikal

reduziert. Im guten Glauben, damit Arbeitsplätze zu ret-

ten, stimmten die übergroße Mehrheit der Beschäftigten

und der Betriebsrat dem Schleifen des Tarifvertrags zu:

Eines der ersten „betrieblichen Bündnisse“, wie derartige

Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen schönfär-

berisch genannt werden. 

Damals war das illegal, wie das Bundesarbeitsgericht der

IG Medien (heute ver.di) bestätigt hat. Es ist bis heute

rechtswidrig. Weil aber nur 13 Beschäftigte seinerzeit ihr

gutes Recht vor Gericht einforderten, ist es bis heute bei

den unrechtmäßigen Zuständen im Hause Burda geblie-

ben. Und was ist der Dank? Von den ohnehin nur noch

950 Beschäftigten sollen dieses Jahr weitere 200 Kolle-

ginnen und Kollegen entlassen werden: zur langfristigen

Sicherung des Druckstandorts, wie es erneut heißt.

Was bei Burda als Einzelfall begann, hat sich in den letz-

ten drei, vier Jahren stark ausgebreitet. Und nach dem

aktuellen Wahlprogramm von CDU und CSU soll künftig

das Illegale legalisiert werden: Laut Gesetz kann von Ta-

rifverträgen bislang nur abgewichen werden, wenn dies

für die Arbeitnehmer/innen „günstiger“ ist. Beispiele sind

übertarifliche Bezahlung oder Betriebsvereinbarungen über

verkürzte, untertarifliche Wochenarbeitszeiten. Nach den

Plänen der Unionsparteien soll künftig auch als „günsti-

ger“ für die Arbeitnehmer gelten, wenn eine Maßnahme

dem Erhalt oder der Sicherung von Arbeitsplätzen dient.

Wenn also der Unternehmer behauptet, eine Lohnsenkung

oder eine Arbeitszeitverlängerung (oder beides) sei nö-

tig, um die Arbeitsplätze zu erhalten. Der Erpressung

sind bei einer solchen Auslegung des „Günstigkeitsprin-

zips“ Tür und Tor geöffnet.

Mit Hilfe dieser zynischen Interpretation des Günstig-

keits-Begriffs sollen Betriebsräte mit Zustimmung von zwei

Dritteln der Belegschaft die geltenden Tarifverträge au-

ßer Kraft setzen und Verschlechterungen mit dem Ar-

beitgeber vereinbaren können. Experten halten das auch

juristisch für absurd und verfassungswidrig, denn weder

der Betriebsrat noch der einzelne Arbeitgeber haben die

Tarifverträge geschlossen, sondern die Gewerkschaften

und der Arbeitgeberverband. 

Die Belegschaften und ihre Betriebsräte stehen auf ver-

lorenem Posten, wenn diese Art „Selbstbestimmung“,

wie es die FDP nennt, Wirklichkeit wird. Denn die Be-

triebsräte dürfen ihre Kollegen im Unternehmen nicht,

wie es die Gewerkschaften jedoch können, zum Streik

aufrufen. Sie könnten einer Erpressung damit nichts ent-

gegensetzen.

Selbst einigen Arbeitgeber-Vertretern gehen die schwarz-

gelben Pläne zu weit. Sie wissen zu schätzen, dass verbind-

liches Tarifrecht branchenweit Rechtssicherheit und glei-

che Wettbewerbsbedingungen schafft. Kann sich näm-

lich das Unternehmen A durch Abweichungen vom Tarif-

vertrag Wettbewerbsvorteile verschaffen, muss das Unter-

nehmern B nachziehen, um im Geschäft zu bleiben. Was

das für die Löhne, die Arbeitsbedingungen heißt? Hier wür-

de eine Abwärtsspirale in Gang gesetzt, von der niemand

weiß, wo sie endet. „Hände weg von der Tarifautono-

mie“, lautet deshalb die Forderung der Betriebsräte, „wir

haben so schon genug im Betrieb zu tun.“

In diesem Wahlkampf hörten die

Parteispitzen auf ihre Strategen

und hielten Aussagen zur Rente

eher vage. Erst Meldungen über

500 Millionen Euro, die sich die

Rentenkassen beim Bund pum-

pen müssten, zerrten das Thema

auf die Tagesordnung. 

Umstritten in der Debatte ist

das Renteneintrittsalter. Die SPD

will das 65. Lebensjahr beibe-

halten. Die Union ebenso, will

es bei geringerer Arbeitslosigkeit

aber auf 67 Jahre anheben. Die

Linkspartei will die bestehende

Altersgrenze beibehalten und si-

chert nach 30 Jahren Beitrags-

zahlung eine Mindestrente von

800 Euro zu. 

Die FDP will eine umlagefinan-

zierte Basisversicherung, ergänzt

durch private und betriebliche Vor-

sorge sowie eine flexible Alters-

grenze ab 60 Jahren, allerdings

mit  kräftigen Abschlägen bei der

Rente. Eine Art Bürgerversiche-

rung wollen die Grünen: eine

Grundsicherung plus geförderte

Privatversicherung als Ergänzung.

Eine zusätzliche betriebliche und

private Altersversorgung wollen

auch die Sozialdemokraten. 

Ganz im Sinne der Unterneh-

men will die FDP die Rentenbei-

träge auf 19 Prozent einfrieren.

Anders die Linkspartei: Sie will al-

le Einkommen zum Beitrag her-

anziehen und die Beitragsbemes-

sungsgrenze an- und später ganz

aufheben. 

Hauptursache für das Renten-

dilemma ist anhaltender Personal-

abbau und die Ausweitung prekä-

rer Beschäftigung (Mini- und Mi-

dijobs). Das schmälert die Einnah-

men der Rentenkassen. ver.di hält

das Eintrittsalter von 65 für aus-

reichend und die paritätisch finan-

zierte gesetzliche Rentenversiche-

rung für zukunftssicher, wenn mehr

versicherungspflichtige Erwerbs-

tätige die Rentenkasse tragen.

Und mehr Förderung der betrieb-

lichen und privaten Zusatzver-

sorgung schafft einen verläss-

lichen Lebensstandard im Alter.

R E N T E

Malochen 
bis zum Umfallen
Arbeiten bis 70? Dabei ist die Rente 

ist sicher – wenn auch Selbstständige und

Beamte ihren Beitrag dazu leisten
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8 000 Euro Grundfreibetrag. Zuschlä-

ge steuerfrei wie bisher. Erhalt der

Pendlerpauschale. Abschreibungs-

modelle werden eingeschränkt.

Gut für Normalverdiener.

7 664 Euro Grundfreibetrag.

920 Euro für Arbeitnehmer frei.

Zuschläge steuerfrei wie bisher.

Pendlerpauschale 30 Cent pro

Km. Geht besser.

8 000 Euro Grundfreibetrag.

Pendlerpauschale gekürzt. Ei-

genheimpauschale weg. Nacht-,

Sonn-/Feiertagszuschläge be-

steuert. Gut für Reiche.

8 000 Euro Grundfreibetrag.

2 000 Euro Erwerbskostenpau-

schale steuerfrei. Wegfall aller

Subventionen und Steuervortei-

le. Super für Reiche.
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42 % AB 52 151 €

47% AB 60 000 €

Konzept
Steuergerechtigkeit

ZU VERSTEUERNDES EINKOMMEN IN €

15 % AB 10 000 €

20% AB 15 000 €

12% AB 8 000 €

25 % AB 20 000 €

39 % AB 45 000 €

TARIFVERLAUF NOCH

NICHT FESTGELEGT

Wenn es um Bildung geht, scheut keine

Partei große Worte. Alle beteuern, dass

es hier Verbesserungen geben muss und

wird – wenn die Wähler sie nur lassen.

Auch die Forderung nach „Chancen-

gleichheit“ findet sich inzwischen in sämt-

lichen Parteiprogrammen; schließlich be-

legt die Pisa-Studie, dass Kinder aus we-

nig gebildeten Elternhäusern in Deutsch-

land extrem benachteiligt sind.

Doch wenn es konkret wird, sind die

Vorstellungen sehr unterschiedlich. Union

und FDP sehen Erziehung und Bildung als

Privatsache – Rot-Grün dagegen versucht

die Familien durch bessere Betreuungs-

strukturen zu entlasten.

Die CDU will Mütter und Väter durch

eine Erhöhung des Kindergeldes „ermu-

tigen“, sich stärker der Bildung ihrer Klein-

kinder zuzuwenden. Auch verspricht sie,

die Länder würden die Kinderbetreu-

ung stärker ausbauen – passiert ist bis-

lang jedoch nichts. Bayern ist in diesem

Punkt Schlusslicht in Deutschland. In

der Schule will die Union dann gezielt

Hochbegabte fördern. An den Univer-

sitäten führen CDU-regierte Länder be-

reits Studiengebühren ein – dabei sind

dort ohnehin schon kaum Arbeiterkinder

zu finden. Bei der FDP steht Leistung im

Zentrum: Sprachtest mit 4, Schule ab 5

und Abitur nach der 12. Klasse. Zudem

sollen die Hochschulen nach Wunsch der

Liberalen Studiengebühren kassieren, um

ihr Lehrangebot zu verbessern. Nicht

Chancengleichheit, sondern stärkere so-

ziale Auslese wird mit den schwarzen und

gelben Konzepten erreicht.

SPD, Grüne und Linkspartei setzen da-

gegen auf eine Verbesserung der öf-

fentlichen Angebote. Sie lehnen Stu-

diengebühren ab und wollen kleine Kin-

der gezielt fördern. Die SPD plant die Ein-

richtung von 230 000 zusätzlichen Kita-

Plätzen bis 2010, die Grünen wollen das

letzte Jahr vorm Schuleintritt gratis anbie-

ten. Die Linkspartei fordert eine kosten-

lose Ganztagsbetreuung für alle Kinder.

Ohne Gleichen
Chancengleichheit versprechen alle Parteien, wenn es

um die Bildung geht. Rot-Grün setzt dabei auf bessere

Betreuung, Schwarz-Gelb sieht Bildung als Privatsache

B I L D U N G

Bildung ist keine Privatsache FOTO: HARTMUT SCHWARZBACH
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Jetzt hat sie den Schleier gelüftet:

Angela Merkel hat ihr „Kompetenz-

team“ vorgestellt. Aus Frauensicht

ist es eine böse Überraschung, nur

drei Frauen hat Merkel für ihr Schat-

tenkabinett nominiert. Annette

Schavan, Bildungsministerin aus Ba-

den-Württemberg, und Ursula von

der Leyen, niedersächsische Minis-

terin für Soziales, Frauen, Familie

und Gesundheit, sollen sich um die-

se Themen auf Bundesebene küm-

mern. Hinzu kommt Gerda Hassel-

feld für Landeswirtschaft und Ver-

braucherschutz – das war’s mit weib-

licher Kompetenz im Team. 

Ergänzt wird die Runde um sechs

Männer. Die dürfen sich um die „har-

ten“ Themen kümmern: Wirtschaft,

Arbeit, Finanzen, Außen- und Innen-

politik – auch unter einer Kanzle-

rin Merkel wird sich an dieser tradi-

tionellen Aufteilung nichts ändern.

Immerhin gibt es im Moment sechs

Frauen in Gerhard Schröders Kabi-

nett – so viele wie nie zuvor. Doch

wer hofft, dass eine Kanzlerkandi-

datin frauenpolitische Impulse

bringt, der hat sich getäuscht. Im

„Regierungsprogramm“ der Uni-

onsparteien tauchen Frauen nur auf,

wenn es um Familie oder Pflege

geht. 

Auch das Thema Umwelt spielt

bei Merkels Wunschregierung kei-

ne große Rolle. Gerda Hasselfeldt

bekommt dieses wichtige Thema als

Anhängsel – aber selbst ihre Kolle-

gen aus der CSU beklagen, dass das

Thema nicht kompetent besetzt sei.

Es ist umso erstaunlicher, dass An-

gela Merkel diese Themen so ver-

nachlässigt, war sie doch unter Bun-

deskanzler Helmut Kohl (CDU) so-

wohl Ministerin für Umwelt (1994

bis 1998) als auch für Frauen und

Gleichstellung (1991 bis 1994). 

Wer wissen will, wer im eigenen

Wahlkreis kandidiert, ist auf der Ho-

mepage www.kandidaten-
watch.de gut aufgehoben. Per

Postleitzahl kann man die Kandi-

dierenden aufrufen und sie per E-

Mail fragen, was sie von weiblicher

Kompetenz halten oder wo es ih-

nen auf das Soziale ankommt.

Drei im Schatten
Nur drei Frauen beruft Angela Merkel in ihr

Kompetenzteam – für die „weichen“ Themen

ist die ver.di-Adresse im digitalen

Bundestagswahlkampf. Neben

den harten Fakten, wie dem „Aufreger des Tages“ und der Ausein-

andersetzung mit den Wahlversprechen der Parteien, gibt es Kommen-

tare, Umfragen und jede Woche das Quiz „Wer hat den Durchblick?“

Außerdem sucht ver.di Korrespondenten, die aus Wahlveranstaltungen

berichten, und interessante Bilder aus dem Straßenwahlkampf. 

Bilder und Texte bitte an internetredaktion@verdi.de

Union und FDP wollen die
Pendlerpauschale kürzen, soll-

ten sie die Wahl gewinnen. Bislang

können die 35 Millionen deutschen

Berufspendler für jeden Kilometer,

den sie zur Arbeit zurücklegen, 30

Cent bei der Steuererklärung abset-

zen. Die Union will die Pauschale

auf 25 Cent kürzen und auf 50 

Kilometer begrenzen. Die Liberalen

wollen sie ganz streichen. Damit

trifft die Kanzlerkandidatin von

CDU/CSU, die in Brandenburg auf-

gewachsene Angela Merkel, ausge-

rechnet die Wähler im struktur-

schwachen Ostdeutschland. Dort

sind hundert Kilometer Anfahrts-

weg am Tag keine Seltenheit. 

Alle Räder stehen still…

www.wahl2005.verdi.de

Hartz IV bekämpft nicht die
Arbeitslosigkeit, sondern die
Arbeitslosen – bei dieser Kritik an

Rot-Grün bleibt es für ver.di. 

Die Kritik im Einzelnen:

pDas Arbeitslosengeld II reicht in

vielen Fällen kaum zum Leben. 

pBei Rücklagen für die Altersvor-

sorge wird zu viel angerechnet. 

pVom Hinzuverdienst bleibt zu we-

nig übrig. De facto 10 bis 20 Pro-

zent sind zu wenig. 

pZumutbare Arbeit muss tariflich

bezahlt sein. Ein Mindestlohn 

muss her. 

pEin-Euro-Jobs müssen freiwillig

sein, den gleichen Schutz wie andere

Arbeit haben und dürfen reguläre

Beschäftigung nicht verdrängen. 

pVorruheständler (so genannte

58er) dürfen nicht schlechter ge-

stellt werden als jetzt.

F R A U E N

Merkel am Steuer, das wird teuer! Sollte die Union

die Neuwahlen gewinnen, will sie den Spitzen-

steuersatz von jetzt 42 auf 39 Prozent senken. Da-

mit wird einem Millionär soviel geschenkt, wie ein

Vollzeitbeschäftigter durchschnittlich im Jahr ver-

dient: Rund 30 000 Euro. Blechen dafür werden

die normal Beschäftigten: Krankenschwestern,

Feuerwehrmänner, Drucker. Denn die Steuerbe-

freiungen auf Nacht- und Sonntagszuschläge wer-

den abgebaut und die Pendlerpauschale reduziert.

Merkels Mann fürs Finanzielle, Paul Kirchhof,

will den Steuersatz sogar auf 25 Prozent ein-

dampfen. Zu zahlen wäre er bereits ab einem zu

versteuernden Jahreseinkommen von 20000 Eu-

ro. Das heißt, alle tragen im gleichen Maße zum

Gemeinwesen bei – die Krankenschwester eben-

so wie der Chefarzt. Nur, wer reich ist, erfreut sich

im Vergleich zu heute an massiven Steuerer-

leichterungen: Mindestens 100 000 Euro im Jahr

lässt Kirchhof für einen Millionär springen! Ge-

recht ist was anderes.

ver.di hat zusammen mit attac und IG Metall ein

gerechtes Steuermodell entwickelt. Für jeden

Euro oberhalb eines Jahreseinkommens von 60 000

Euro soll ein Steuersatz von 47 Prozent gelten.

Niedrigere Einkommen werden dagegen entla-

stet. Ein Lediger mit einem Jahreseinkommen

von 30 000 Euro würde 1100 Euro weniger an das

Finanzamt abführen. Belastungen gibt es damit

erst ab einem Einkommen von 90000 Euro.

Zudem will ver.di die Superreichen, die hier

die Annehmlichkeiten eines noch weitgehend

intakten Staates genießen, wieder stärker in die

Pflicht nehmen. Allein die Wiedererhebung der

Vermögensteuer und die Reform der Erbschaft-

steuer bringen 20 Milliarden Euro im Jahr. Groß-

zügige Freibeträge garantieren, dass nur wirk-

lich Reiche belastet werden.

Millionen für Millionäre
Steuersätze runter – das klingt erst einmal gut. Doch: Kirchhofs

Steuerpläne machen Arme noch ärmer und Reiche noch reicher

Hart, härter, Hartz IV

„Wenn Union und FDP

die betriebliche Ebene

wirklich stärken woll-

ten, dann müssten 

sie uns Betriebsräten

auch das Streikrecht

geben. Aber das 

wollen sie nicht, und

deshalb sind sie 

unglaubwürdig.“

„Mit der Verschlechte-

rung der Arbeitsbedin-

gungen wird es von 

Betrieb zu Betrieb zu-

gehen wie im Fußball-

stadion: Wenn einer

aufsteht, um besser zu

sehen, muss sich hinter

ihm der nächste erhe-

ben – bis das ganze

Stadion steht.“

„Wir könnten nicht 

einmal innerhalb unse-

res Konzerns halbwegs

einheitliche Arbeits-

bedingungen gewähr-

leisten und würden

untereinander europa-

weit in noch schärfere

Konkurrenz getrieben.“

„Da kann eine 

betriebliche Interessen-

vertretung noch so

stark sein und eine 

Belegschaft noch so

selbstbewusst: 

Sie haben nicht die

Verhandlungsmacht

einer Gewerkschaft.

Der Arbeitgeber

braucht immer nur

nein zu sagen.“

„Ich bin überzeugt, dass betriebliche Bündnisse unter kooperativer 

Mitwirkung der Gewerkschaften
besser funktionieren. Ohne Beteiligung der Gewerkschaft wird dem einzelnen Betriebsrat

sehr schnell der Vorwurf gemacht: Du hast dich über den Tisch ziehen lassen.“

FOTOS: PRIVAT (3), VON POLENTZ, BORSTELMANN

S T E U E R P O L I T I K

Pater F R I E D H E L M
H E N G S B A C H , Sozialethiker:

„Die CDU/CSU ist

verlässlich – indem sie 

die rückständigen
Rezepte aus 
der Schublade 
der 80er Jahre 
hervorholt: weniger

Steuern für Wohlhabende,

mehr Steuern für

Krankenschwestern 

im Nacht- und

Sonntagsdienst.

Wachstum und

Arbeitsplätze kommen

dadurch nicht.“

L U D W I G  G E O R G  B R A U N , Präsident des Deutschen Industrie- und Handelskammertages  FOTO: ZUCCHI / DPA

Betrübliches
Bündnis

Es dient ja nur der Sicherung von
Arbeitsplätzen. Was FDP und
Wirtschaftsflügel der Union jedoch
so schön als „Betriebliches Bündnis“
verkaufen, ist nichts anderes als die
Auslieferung der Beschäftigten an
die Arbeitgeber-Interessen

T A R I F A U T O N O M I E

B E R N T  K A M I N , 
von Beruf Hafenfachar-
beiter, Betriebsratsvor-
sitzender des Gesamt-
hafenbetriebs Hamburg

C H R I S T I N E  B R Ä N Z E L ,
Tiefdruckretuscheurin,
stellvertretende Be-
triebsrats-Vorsitzende
beim Tiefdruckkonzern
Prinovis in Ahrensburg

„Das wird doch ein

großes Durcheinander,

wenn tausende einzel-

ner Betriebsräte die

unterschiedlichsten

wirtschaftlichen Zahlen

und Daten vorgelegt

bekommen. 

Wer kann denn da

noch vernünftige Krite-

rien festlegen?“

P E T R A  T R E L L E N -
K A M P , gelernte Werbe-
gestalterin, Betriebsrats-
vorsitzende beim real-
Markt in Duisburg

LO T H A R  H A R T M A N N ,
Industriekaufmann, 
Gesamtbetriebsrats-
Vorsitzender der 28
deutschen Standorte von
SCA Packaging, Pulheim

K L A U S  H A N S C H U R ,
gelernter Masseur und
med. Bademeister, 
Personalratsvorsitzender
des Uniklinikum-
Standorts Gießen

Neun Jahre ist es her, seit der reiche Burda-Konzern (Bun-
te, Focus) den 1150 Beschäftigten seiner Druckerei im süd-

badischen Offenburg den Verzicht auf viele tarifliche Rech-

te aufnötigte: Die wöchentliche Arbeitszeit wurde von

35 auf 39 Stunden erhöht, davon zwei Stunden unbe-

zahlt. Alle Zulagen gestrichen, Pausen nicht mehr be-

zahlt, Zuschläge für Nacht- und Sonntagsarbeit radikal

reduziert. Im guten Glauben, damit Arbeitsplätze zu ret-

ten, stimmten die übergroße Mehrheit der Beschäftigten

und der Betriebsrat dem Schleifen des Tarifvertrags zu:

Eines der ersten „betrieblichen Bündnisse“, wie derartige

Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen schönfär-

berisch genannt werden. 

Damals war das illegal, wie das Bundesarbeitsgericht der

IG Medien (heute ver.di) bestätigt hat. Es ist bis heute

rechtswidrig. Weil aber nur 13 Beschäftigte seinerzeit ihr

gutes Recht vor Gericht einforderten, ist es bis heute bei

den unrechtmäßigen Zuständen im Hause Burda geblie-

ben. Und was ist der Dank? Von den ohnehin nur noch

950 Beschäftigten sollen dieses Jahr weitere 200 Kolle-

ginnen und Kollegen entlassen werden: zur langfristigen

Sicherung des Druckstandorts, wie es erneut heißt.

Was bei Burda als Einzelfall begann, hat sich in den letz-

ten drei, vier Jahren stark ausgebreitet. Und nach dem

aktuellen Wahlprogramm von CDU und CSU soll künftig

das Illegale legalisiert werden: Laut Gesetz kann von Ta-

rifverträgen bislang nur abgewichen werden, wenn dies

für die Arbeitnehmer/innen „günstiger“ ist. Beispiele sind

übertarifliche Bezahlung oder Betriebsvereinbarungen über

verkürzte, untertarifliche Wochenarbeitszeiten. Nach den

Plänen der Unionsparteien soll künftig auch als „günsti-

ger“ für die Arbeitnehmer gelten, wenn eine Maßnahme

dem Erhalt oder der Sicherung von Arbeitsplätzen dient.

Wenn also der Unternehmer behauptet, eine Lohnsenkung

oder eine Arbeitszeitverlängerung (oder beides) sei nö-

tig, um die Arbeitsplätze zu erhalten. Der Erpressung

sind bei einer solchen Auslegung des „Günstigkeitsprin-

zips“ Tür und Tor geöffnet.

Mit Hilfe dieser zynischen Interpretation des Günstig-

keits-Begriffs sollen Betriebsräte mit Zustimmung von zwei

Dritteln der Belegschaft die geltenden Tarifverträge au-

ßer Kraft setzen und Verschlechterungen mit dem Ar-

beitgeber vereinbaren können. Experten halten das auch

juristisch für absurd und verfassungswidrig, denn weder

der Betriebsrat noch der einzelne Arbeitgeber haben die

Tarifverträge geschlossen, sondern die Gewerkschaften

und der Arbeitgeberverband. 

Die Belegschaften und ihre Betriebsräte stehen auf ver-

lorenem Posten, wenn diese Art „Selbstbestimmung“,

wie es die FDP nennt, Wirklichkeit wird. Denn die Be-

triebsräte dürfen ihre Kollegen im Unternehmen nicht,

wie es die Gewerkschaften jedoch können, zum Streik

aufrufen. Sie könnten einer Erpressung damit nichts ent-

gegensetzen.

Selbst einigen Arbeitgeber-Vertretern gehen die schwarz-

gelben Pläne zu weit. Sie wissen zu schätzen, dass verbind-

liches Tarifrecht branchenweit Rechtssicherheit und glei-

che Wettbewerbsbedingungen schafft. Kann sich näm-

lich das Unternehmen A durch Abweichungen vom Tarif-

vertrag Wettbewerbsvorteile verschaffen, muss das Unter-

nehmern B nachziehen, um im Geschäft zu bleiben. Was

das für die Löhne, die Arbeitsbedingungen heißt? Hier wür-

de eine Abwärtsspirale in Gang gesetzt, von der niemand

weiß, wo sie endet. „Hände weg von der Tarifautono-

mie“, lautet deshalb die Forderung der Betriebsräte, „wir

haben so schon genug im Betrieb zu tun.“

In diesem Wahlkampf hörten die

Parteispitzen auf ihre Strategen

und hielten Aussagen zur Rente

eher vage. Erst Meldungen über

500 Millionen Euro, die sich die

Rentenkassen beim Bund pum-

pen müssten, zerrten das Thema

auf die Tagesordnung. 

Umstritten in der Debatte ist

das Renteneintrittsalter. Die SPD

will das 65. Lebensjahr beibe-

halten. Die Union ebenso, will

es bei geringerer Arbeitslosigkeit

aber auf 67 Jahre anheben. Die

Linkspartei will die bestehende

Altersgrenze beibehalten und si-

chert nach 30 Jahren Beitrags-

zahlung eine Mindestrente von

800 Euro zu. 

Die FDP will eine umlagefinan-

zierte Basisversicherung, ergänzt

durch private und betriebliche Vor-

sorge sowie eine flexible Alters-

grenze ab 60 Jahren, allerdings

mit  kräftigen Abschlägen bei der

Rente. Eine Art Bürgerversiche-

rung wollen die Grünen: eine

Grundsicherung plus geförderte

Privatversicherung als Ergänzung.

Eine zusätzliche betriebliche und

private Altersversorgung wollen

auch die Sozialdemokraten. 

Ganz im Sinne der Unterneh-

men will die FDP die Rentenbei-

träge auf 19 Prozent einfrieren.

Anders die Linkspartei: Sie will al-

le Einkommen zum Beitrag her-

anziehen und die Beitragsbemes-

sungsgrenze an- und später ganz

aufheben. 

Hauptursache für das Renten-

dilemma ist anhaltender Personal-

abbau und die Ausweitung prekä-

rer Beschäftigung (Mini- und Mi-

dijobs). Das schmälert die Einnah-

men der Rentenkassen. ver.di hält

das Eintrittsalter von 65 für aus-

reichend und die paritätisch finan-

zierte gesetzliche Rentenversiche-

rung für zukunftssicher, wenn mehr

versicherungspflichtige Erwerbs-

tätige die Rentenkasse tragen.

Und mehr Förderung der betrieb-

lichen und privaten Zusatzver-

sorgung schafft einen verläss-

lichen Lebensstandard im Alter.

R E N T E

Malochen 
bis zum Umfallen
Arbeiten bis 70? Dabei ist die Rente 

ist sicher – wenn auch Selbstständige und

Beamte ihren Beitrag dazu leisten
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20 %
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8 000 Euro Grundfreibetrag. Zuschlä-

ge steuerfrei wie bisher. Erhalt der

Pendlerpauschale. Abschreibungs-

modelle werden eingeschränkt.

Gut für Normalverdiener.

7 664 Euro Grundfreibetrag.

920 Euro für Arbeitnehmer frei.

Zuschläge steuerfrei wie bisher.

Pendlerpauschale 30 Cent pro

Km. Geht besser.

8 000 Euro Grundfreibetrag.

Pendlerpauschale gekürzt. Ei-

genheimpauschale weg. Nacht-,

Sonn-/Feiertagszuschläge be-

steuert. Gut für Reiche.

8 000 Euro Grundfreibetrag.

2 000 Euro Erwerbskostenpau-

schale steuerfrei. Wegfall aller

Subventionen und Steuervortei-

le. Super für Reiche.



Was will ver.di?
ver.di will 
ein zukunftsfähiges Deutschland. 
Sozial gerecht 
Tolerant und weltoffen

!In der Globalisierung muss sich die 

Politik auf die Seite der Menschen stellen.
Politik ist nicht der Diener des Wettbewerbs, sondern muss 
ihn sozial und ökologisch gestalten.

!Entschlossen gegen Arbeitslosigkeit. 
Beschäftigung entsteht durch 

Umorientierung der Wirtschaftspolitik.
Nicht durch Verzicht der Arbeitenden, Arbeitslosen und Rentner. 

!Arbeit darf nicht arm machen. Dazu gehört ein gesetzlicher

Mindestlohn: 7,50 Euro in der Stunde.
Das ist realistisch. Das zeigen unsere europäischen Nachbarn.

!Arbeiten ohne Angst. 

Arbeitnehmer wollen Einfluss auf ihre
Arbeitsbedingungen nehmen. Mehr Mitbestimmung, mehr
Schutz durch Tarifverträge und Betriebsräte. 

!Bessere Bildung, bessere Chancen.
Kinder zu haben und Berufstätigkeit müssen besser vereinbar
sein. Die Schulen sollen fördern, nicht aussortieren. 
Jugendliche brauchen eine Ausbildung. Studieren darf nicht vom
Geldbeutel abhängen.

!Freiheit braucht soziale Sicherheit. Wer arbeitslos
wird, darf nicht in Armut fallen. Die Rente muss auch
übermorgen sicher sein. Gesundheit muss bezahlbar sein. 

!Gesellschaftliche Aufgaben gerecht finanzieren. 
Jeder trägt nach seiner Leistungsfähigkeit 
dazu bei. Wir brauchen ein 

gerechtes 
Steuersystem.
Unternehmen und 
Vermögende müssen 
wieder mehr Verantwortung 
für die Finanzierung 
der Zukunftsaufgaben 
übernehmen. 

Qual der Wahl
Wer am 18. September
sein Kreuz an der
richtigen Stelle machen
will, muss informiert sein.
Hier können Sie schon
mal Ihr Wissen testen

12004 haben sich 740 200 Jugend-

liche um eine Ausbildungsstelle bewor-

ben. Wie viele waren bei ihrer Suche

erfolglos?

1Nur wenige (KAN)

144 600 (SAI)
192100 (DU)

1mindestens 150 000 (NEU)

1Wie haben sich die Unternehmens-

und Vermögenseinkommen 2004 im Ver-

gleich zum Vorjahr entwickelt? Sie sind

1gesunken (ZEL)

1gleich geblieben (SE)

1bis zu 8 Prozent gestiegen (SAS)

1um mehr als 8 Prozent gestiegen

(WAH)

1Von 1998 bis 2005 ist der Spitzen-

steuersatz der Einkommenssteuer

1gestiegen (BUH)

1gleich geblieben (POL)

1um fünf Prozent gefallen (TIK)

1um mehr als zehn Prozent gefallen

(LEN)

Die Silben hinter den jeweils richtigen

Antworten ergeben das Lösungswort.

Bitte schicken Sie eine Postkarte 

mit dem Lösungswort bis zum

18.09.2005
(Datum des Poststempels) an:

ver.di PUBLIK, 

EXTRA-Rätsel, 10112 Berlin.
Unter allen richtigen Einsendungen auf

unsere Wahl-Rätsel verlosen wir 

5 x ein ver.di PUBLIK-
Abonnement für ein Jahr 
(für Sie selbst oder zum verschenken)

5 x eine ver.di-Umhängetasche
5 x ein ver.di-Terminplaner
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Deutschland ist ein
Einwanderungsland.
Viele Migrantinnen und

Migranten haben sich

inzwischen integriert,

die deutsche Staatsbür-

gerschaft angenommen,

gehen täglich ihrer Ar-

beit nach. Doch gleich-

zeitig sind sie von der

Zerstörung sozialstaat-

licher Sicherheit am

meisten betroffen. Bei

ihnen ist die Arbeitslo-

sigkeit doppelt so hoch

wie bei allen Anderen.

„Die Nagelprobe für ge-

lungene Integration

bleibt deshalb der Zu-

gang zur Erwerbsarbeit“,

sagt Sonja Marko, bei

ver.di für Migrationspoli-

tik zuständig. 

ver.di setzt sich dafür

ein, dass das Antidis-
kriminierungsgesetz
ohne Abstriche ver-
abschiedet wird.
Auch sind die Integra-

tionskurse, vor allem die

Sprachkurse, chronisch

unterfinanziert, die

Nachfrage ist weit grö-

ßer als das Angebot.

Sonja Marko warnt vor

einem Trend: „Migration

wird immer öfter nur 

unter dem Aspekt der

inneren Sicherheit und

des Terrorismus gese-

hen. Die meisten 

Migranten haben damit

aber gar nichts zu tun.

Das muss sauber 

getrennt werden!“

Heimisch durch Arbeit

Zwei Drittel der Deutschen wünschen sich eine so-

lidarische Finanzierung des Gesundheitssystems.

Sie befürworten eine Bürgerversicherung, in die auch

Selbstständige, Beamte, Politiker und Gutverdiener

einzahlen müssen. Das ergibt der aktuelle Gesund-

heitsmonitor der Bertelsmann Stiftung. Durch die-

ses Modell, mit dem Rot-Grün in den Wahlkampf

geht, soll die Krankenversicherung auf eine breite-

re finanzielle Basis gestellt werden. Und sinkt erst

der Kassenbeitrag, werden automatisch die Lohn-

nebenkosten billiger – ein erklärtes Ziel der Um-

stellung. 

Die Union allerdings hat sich in ihrem „Regierungs-

programm“ bereits auf die wenig beliebte „Ge-

sundheitsprämie“ festgelegt, besser bekannt unter

dem Stichwort „Kopfpauschale“. Der Arbeitgeber-

beitrag soll bei dieser einheitlichen Prämie festge-

schrieben und damit künftig von den ständig stei-

genden Gesundheitskosten abgekoppelt werden.

Kinder werden beitragsfrei mitversichert, Gering-

verdiener erhalten einen Ausgleich. Um dies zu fi-

nanzieren, müssen Steuermittel fließen. Bislang

war für die Kopfpauschale ein Betrag von 170 Euro

im Gespräch – CDU/CSU wollen sich jedoch weder

auf eine Zahl, noch auf einen Start für die Prämie

festlegen.

Kein Wunder, heißt es bei der Hans-Böckler-Stif-

tung. Fast 15 Milliarden Euro Steuergelder jährlich

wären nötig, um die Unionspläne zu realisieren.

Das haben Modellrechnungen des Internationalen

Instituts für empirische Sozialökonomie und des

Instituts für Volkswirtschaft der Universität Augs-

burg ergeben. 25 Millionen Mitglieder der Gesetz-

lichen Krankenversicherung würden auf einen Schlag

zu Subventionsempfängern.

ver.di, aber auch Verbraucherzentralen und ver-

schiedene Krankenkassen lehnen daher die Kopf-

pauschale vehement ab. „Gerechtigkeit und Soli-

darität sind für ver.di unverzichtbare Merkmale des

Gesundheitssystems“, heißt es in einem Papier der

Gewerkschaft. Dies erfordere nicht nur den Ausgleich

zwischen gesund und krank und jung und alt, Frau-

en und Männern, sondern auch zwischen Einkom-

mensstarken und Einkommensschwachen. Das Fa-

zit: „Die Finanzierung der Krankenversicherung über

Kopfpauschalen beziehungsweise Gesundheitsprä-

mien, wie sie die CDU/CSU und ArbeitgeberInnen-

verbände vertreten, steht hierzu in einem grund-

sätzlichen Widerspruch und wird deswegen von ver.di

abgelehnt.“

Einen kompletten Systemwechsel will gar die FDP.

Sie will bei einem Wahlsieg die Krankenversicherung

privatisieren. Jeder soll seine Versicherung frei wäh-

len können, Regelleistungen werden über eine ein-

heitliche Prämie abgesichert. Was Regelleistung ist

und wer sie festlegt, erklären die Liberalen nicht. „Bil-

liger wird es für Junge und Gesunde, wer chronisch

krank ist und einen umfassenden Schutz braucht,

zahlt mehr“, erklärt der ver.di-Gesundheitsexperte

Herbert Weisbrod-Frey.
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Um die ständig

steigenden

Gesundheitskosten

bezahlen zu können,

ist eine Reform

fällig. Die Union will

auf Kopfpauschalen

umstellen, Rot-Grün

empfiehlt die

Bürgerversicherung

M I G R A T I O N

O-Ton Angela Merkel:

„Unter meiner Kanzler-

schaft werden die

Strompreise sinken.“ Ein

Versprechen, das die

Kanzlerkandidatin der

Union gar nicht halten

kann. Denn die Strom-

preise hängen von ver-

schiedenen Faktoren ab:

Die Rohstoffpreise stei-

gen weltweit, die Hälfte

der deutschen Kraftwer-

ke muss mit Milliarden-

aufwand erneuert 

werden, und CDU/CSU

wollen die Mehrwert-

steuer anheben. Dies 

alles zusammen erhöht

die Preise. Und: Ein-

sparungen bei den 

Entgelten für die Strom-

netze würden die 

Sicherheit der Ener-
gieversorgung ge-
fährden („Blackouts“)

und zudem Arbeitsplätze

vernichten. Das Strei-

chen der Preiszuschläge

für erneuerbare Energien

und die umweltfreundli-

che Kraft-Wärme-Kopp-

lung wäre umwelt- und

klimapolitisch nicht zu

verantworten. Fazit:

Auch unter einer Kanzle-

rin Angela Merkel würde

Strom (und Gas) nicht

billiger.

Auch mit Angela wird
der Strom nicht billiger

E N E R G I E P R E I S E

Wer soll 
dafür 

den Kopf
hinhalten?

ver.di fordert ein solide finanziertes Gesundheitswesen FOTO: J. ECKEL / ECOPIX

G E S U N D H E I T


